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Manche Erfolge sind lautlos Im Juli 1992
verabschiedete der Deutsche Bundestag
das Schwangeren- und Famihenhilfegesetz
Dessen Paragraph 24 hat den folgenden
Wortlaut »Ein Kind vom vollendeten drit¬
ten Lebensjahr hat bis zum Schuleintritt
Anspruch auf den Besuch eines Kindergar¬
tens « Dieser Anspruch sollte ab dem 1 Ja¬
nuar 1996 rechtskraftig werden (Bundes¬
gesetzblatt 1992, S 14 000)
Dieser Rechtsanspruch ist ein lautloser Er¬
folg, weil dadurch faktisch anerkannt wird,
daß unbezahlte Hausarbeit in einer Gesell¬
schaft, in der langfristige soziale Sicherheit
immer mehr von der individuellen Er¬
werbsbiographie abhangt, ein Existenzrisi¬
ko ist, und daß Mutter mangels Alternati¬
ven dazu gezwungen werden, dieses Risiko
einzugehen
Der Rechtsanspruch ist ein lautloser Er¬
folg, weil ein neues soziales Recht in einer
Zeit in Kraft tritt, in der allenthalben die
Rede von der Krise des Sozialstaates ist, in
der man über wachsende Arbeitslosigkeit
debattiert, über die Verschärfung des in¬
ternationalen Wettbewerbs, über den Zu¬
sammenbruch der ostdeutschen Ökono¬
mie, über die Sicherheit der Renten, über
ein standig teurer werdendes Gesundheits¬
system In diesen Debatten dominiert
meist die Ansicht, es mußten jetzt weniger,
nicht mehr Ansprüche an den Staat gestellt
werden Aus materieller Perspektive be¬
trachtet, stellt sich die Lage kaum anders
dar Die Staatskassen sind leer In einem
solchen Klima scheint die Erweiterung so¬
zialer Rechte fast anachronistisch, sie paßt
nicht zur gangigen Wahrnehmung der
Lage und wird so leicht übersehen
Der folgende Text beschäftigt sich mit der
Frage, warum ausgerechnet in dieser Zeit
der Rechtsanspruch auf einen Kindergar¬
tenplatz durchgesetzt werden konnte Wir
haben Anlaß zu freundlichem Gedenken
an die SED, aber auch zu Dankbarkeit ge¬
genüber der CSU Ausloser für dieses Ge¬
setz war die deutsche Vereinigung, da¬
durch wurde notig, den § 218 einheitlich
zu regeln, und dadurch brachten sich die
politisch Verantwortlichen in eine Situati¬
on, in der sie sich zum Rechtsanspruch auf
einen Kindergartenplatz bekennen muß¬
ten Dennoch wäre das Gesetz nicht verab¬
schiedet worden, wenn nicht Reformen
allgemein als langst überfällig erschienen
waren Auch war die Entscheidung nur
möglich, weil sozialstaatliches Handeln
immer noch einer politischen Rationalitat
folgt und nicht lediglich einer betriebswirt¬
schaftlichen Das heißt, auch in Zeiten
knapper Kassen können Entscheidungen
getroffen werden, die teuer sind Obwohl
sich in letzter Zeit die Anzeichen dafür
mehren, daß der sozialpolitische Gestal-
tungsspielraum des Nationalstaates durch
die Bedingungen für die europaische
Wahrungsunion und durch ökonomische
Globalisierung verengt wird, entstehen
gleichzeitig neue soziale Rechte, die verän¬
derte gesellschaftliche Erwartungen auf¬
greifen und die zur deutschen sozialpoliti¬
schen Tradition passen Der erste Teil des
Textes wird von diesem Primat der Politik
handeln, er vollzieht nach, wie sich der
Rechtsanspruch auf einen Kindergarten¬
platz durchgesetzt hat
Jetzt schon ist absehbar, daß es zwischen
Anspruch und Wirklichkeit ein chroni¬
sches Mißverhältnis geben wird Denn die
Hindernisse der Reform sind enorm ein
Sozialstaat, der in erster Linie transferori¬
entiert ist, geprägt durch eine katholische
Tradition, nach der Kinderbetreuung in
der Familie stattfinden sollte, hinzu
kommt außerdem das, was gemeinhin als
der große Vorteil des »deutschen Modells«
gilt ein hohes allgemeines Lohnniveau
und ein hohes Niveau sozialer Sicherheit
für alle Beschäftigten Dieser Vorteil hat
für die Bundesrepublik die Konsequenz
eines kleinen sozialen Dienstleistungssek¬
tors Beschäftigung in den personenbezo¬
genen sozialen Dienstleistungen ist relativ
teuer und entwickelte sich nur schwach
Der zweite Teil befaßt sich mit diesen
Hindernissen und stellt Überlegungen dar¬
über an, welche Folgen die gegenwartigen
ökonomischen und politischen Prozesse





Von der deutschen Vereinigung
1989 war der Rechtsanspruch auf einen
Kindergartenplatz in der Bundesrepublik
nicht durchsetzbar Damals wollte Famili-
enministenn Lehr diesen in der Novelle
des Kinder- und Jugendhilferechtes unter¬
bringen Das Gesetz scheiterte am Bundes¬
rat aus Kostengrunden, alle unionsregier-
ten Lander waren gegen diesen Anspruch
und die SPD-regierten Lander nur unter
der Bedingung dafür, daß der Bund sich an
den Kosten beteilige (Spiegel 21/1989,
Welt, 8 8 1989) Das dann ab 1 Januar
1991 gültige Kinder- und Jugendhilfege-
setz enthielt lediglich eine Verpflichtung
der Lander, für einen bedarfsgerechten
Ausbau der Einrichtungen zu sorgen, so
daß »alle Kinder, für deren Wohl eine For¬
derung in Tageseinrichtungen oder in Ta¬
gespflege erforderlich ist«, diese auch be¬
kommen wurden (KJHG, § 24) Diese Re¬
gelung verpflichtete die Lander nicht zu
einem Wechsel des bisherigen Kurses Und
der lautete Mangelverwaltung Bis 1989
war das Fehlen außerhaushcher Betreu¬
ungsangebote im deutschen Westen ein
chronisches Ärgernis vieler Eltern, vieler
Mutter, es wurde von Frauenbewegung,
Wohlfahrtsverbanden und Gewerkschaf¬
ten oft beklagt Da Kinderbetreuung im
Hoheitsbereich der Lander hegt, herrschte
dieser Mangel nicht in allen Bundeslan¬
dern gleichermaßen, der Umfang der Be-
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treuungsplatze wurde sowohl vom Reich¬
tum der Lander als auch von den famihen-
pohtischen Vorstellungen der Landesregie¬
rungen bestimmt So war das Angebot in
den ärmeren Bundeslandern Nordrhein-
Westfalen, Schleswig-Holstein, Hamburg,
West-Berlin und Niedersachsen geringer
als in den reicheren Bundeslandern Baden-
Württemberg und Rheinland-Pfalz, im
vergleichsweise wohlhabenden Bayern hin¬
gegen war das Niveau an Platzen nichtsde-
stotrotz niedrig, wahrend das relativ arme
Brandenburg zu den Landern mit dem
umfangreichsten Angebot zahlte (Handels¬
blatt 8 2 1995, Markische Oderzeitung,
1 2 1995)
Wie weit verbreitet das Bewußtsein über
das Problem fehlender Betreuungsplatze
war, zeigt, daß selbst die CDU als regieren¬
de Partei in Bonn Reformbereitschaft sig¬
nalisierte Die Kosten einer realen Losung
jedoch wollte der Bund nicht tragen Die¬
sen Standpunkt konnte man sich leisten,
denn dem Problem fehlte die politische
Brisanz Die Entscheidung gegen einen
Rechtsanspruch auf einen Kindergarten¬
platz ging 1989 ohne Proteste über die öf¬
fentliche Buhne, der Mißstand hatte eine
hinreichende Akzeptanz, der Konflikt
blieb latent
Mit dem Fall der Mauer änderte sich die
Lage Das sozialistische Erbe stieß auf das
konservative und hinterließ in diesem Fall
tatsächlich Spuren Im deutschen Osten
war das Angebot zur außerhaushchen Be¬
treuung ab dem Saughngsalter bekannter¬
maßen fester Bestandteil der Sozialpolitik
für »unsere Muttis« Dieses Angebot war
aufeinmal nicht mehr gesichert Nun wäre
vorstellbar gewesen, daß sich die Sorge um
den Verlust sozialer Rechte im Osten ge¬
meinsam mit der latenten Unzufriedenheit
im Westen in offenen Protest verwandelt
hatte Es hatte eine gemeinsame Bewegung
entstehen können, um das Recht auf öf¬
fentliche Kinderbetreuung auf der einen
Seite zu erhalten und es auf der anderen
Seite auszubauen Das war nicht der Fall
Und so hatte die Bundesregierung den
Landern wohl auch weiterhin überlassen,
mit dem Problem fertig zu werden - wenn
nicht durch die deutsche Vereinigung die
Reform des § 218 wieder auf der Tages¬
ordnung gestanden hatte
über die Reform des § 218
Was beim Thema Kinderbetreuung nicht
geschah, passierte beim Thema Abtreibung
sofort Die Gemuter erhitzten sich Das
Abtreibungsrecht wurde zu einem der am
heftigsten diskutierten Themen des deut¬
schen Einigungsprozesses Der Streit dau¬
erte monatelang, beteiligt waren die Partei¬
en, die Kirchen, die Verbände, die Frauen¬
bewegung, die Arztinnen Das Thema be¬
wegte Talkshows und Podiumsgespräche,
es füllte Dossiers und Kommentarspalten
Die Ministerin für innerdeutsche Bezie¬
hungen, Dorothee Willms, bezeichnete es
als »eine der kritischsten Fragen beim Zu¬
sammenwachsen der beiden deutschen
Staaten«, es galt als wesentliches Hindernis
für den Einigungsvertrag (Suddeutsche
Zeitung, 30 4 1990) Ausloser für diese
Debatte war das unterschiedliche Recht in
Ost- und Westdeutschland
Seit 1972 waren Abtreibungen in der
DDR innerhalb der ersten 12 Wochen
legal (Gesetzblatt der DDR 1972, S 149)
In der BRD hatte das Bundesverfassungs¬
gericht eine vom Parlament gebilligte Fri¬
stenlosung 1975 für verfassungswidrig er¬
klärt Seitdem war die sogenannte Indika-
nonsregelung in Kraft Abtreibungen
waren erlaubt, wenn eine eugenische, me¬
dizinische, kriminologische oder soziale
Indikation, ausgestellt durch einen Arzt
oder eine Arztin, vorlag Mit dem Eini¬
gungsvertrag mußten diese unterschiedli¬
chen Rechte vereinheitlicht werden An¬
ders als in vielen anderen Bereichen, wurde
in diesem Fall nicht einfach die westdeut¬
sche Regelung aufdas Beitrittsgebiet über¬
tragen Die Ostdeutschen wollten sich die¬
ses Recht nicht nehmen lassen, drei Viertel
der Bevölkerung war nach Umfrageergeb¬
nissen für die Beibehaltung der Fnstenre-
gelung (Frankfurter Allgemeine Zeitung,
13 7 1990) Die Abgeordneten der
Volkskammer sprachen sich 1990 mehr¬
heitlich dafür aus, im zweiten Staatsvertrag
zu verankern, daß die Fristenlosung zu¬
mindest als Ubergangslosung in den neuen
Bundeslandern weiterhin gelten sollte
(Suddeutsche Zeitung, 13 7 1990) Die¬
ser Vorschlag wurde tatsachlich umgesetzt
Die Ubergangsphase sollte dazu genutzt
werden, ein neues gesamtdeutsches Gesetz
zu entwickeln, andernfalls hatte die Fri¬
stenregelung in Ostdeutschland weiter ge¬
golten (Spiegel 36/1990) Mit dieser Ent¬
scheidung begann die öffentliche Debatte
Die Vielzahl der Standpunkte laßt sich zu
zwei wesentlichen zusammenfassen Nach
dem einen ist schon die befruchtete Eizelle
vollwertiges menschliches Leben, das un¬
abhängig vom Willen der Mutter staatli¬
chen Schutz genießen sollte, die Entschei¬
dung über eine Abtreibung darf deshalb
nicht allein der schwangeren Frau überlas¬
sen bleiben Diese Position wurde haupt¬
sächlich von der CSU, den Kirchen und
Teilen der CDU vertreten Ihr gegenüber
stand die Auffassung, daß ein menschen¬
würdiges Leben für das Embryo wie für die
schwangere Frau nur möglich ist, wenn sie
ein Kind zur Welt bringen will, der Staat
verletzt diese Wurde, wenn er Frauen straf¬
rechtlich dazu zwingt, Kinder auszutragen
Diese Position nahmen die Frauenbewe¬
gung sowie die meisten Mitglieder von
SPD, FDP, Grünen und PDS ein Nach
langem Ringen kam man zu einem Kom¬
promiß Im Juni 1992 wurde eine Neufas¬
sung des s} 218 von Mitgliedern der CDU,
SPD, FDP und Grünen im Parlament an¬
genommen Die Entscheidung über eine
Abtreibung hegt nun in den ersten drei
Monaten allein bei der Frau, sie muß sich
allerdings einer Beratung unterziehen Der
Gesetzgeber verpflichtet sich darüber hin¬
aus zu sozialpolitischen Maßnahmen, die
die Kindererziehung erleichtern sollen





Plötzlich war dieser unumstritten Über
das Recht auf einen Kindergartenplatz
wurde im Rahmen der Diskussion um den
§ 218 kaum ein Wort verloren Es galt als
selbstverständlich fällige Reform Rita Süss¬
muth integrierte es schon zu Beginn der
Diskussion in ihren Vorschlag für ein »Le¬
bensschutzgesetz« (Suddeutsche Zeitung,
24 7 1990) Auch der CDU-Politiker
Biedenkopf hielt ein auf Embryos be¬
schranktes Schutzbedurfnis für unglaub¬
würdig Er wollte »dem Kirchenmann ,
der die Kinderkrippe organisiert,
gern das Recht einräumen, sich auch für
einen strafrechtlichen Schutz des ungebo¬
renen Lebens einzusetzen« (Zeit,
17 8 1990) Die evangelische und die ka¬
tholische Kirche ließen sich nicht bitten
und verbanden ihre Ablehnung der Abtrei¬
bung mit der Forderung nach sozial-, frau¬
en- und familienpohtischen Maßnahmen,
vor allem nach einem Ausbau der öffentli¬
chen Kinderbetreuung (Suddeutsche Zei¬
tung, 27 9 1990, Rheinischer Merkur
28 6 1991) Daß moralische Konsistenz
in der Abtreibungsfrage nur durch die Be¬
teuerung zu demonstrieren sei, daß auch
etwas für Eltern getan werden müsse,
glaubte auch die CSU Laut Fraktionschef
Alois Gluck sollte die Neuregelung des
§ 218 nach »christlicher Reihenfolge« ver¬
laufen Erste Priorität wirksame Hilfen für
Schwangere, Alleinziehende und junge Fa¬
milien, darunter der Rechtsanspruch auf
einen Kindergartenplatz (Suddeutsche
Zeitung, 20 3 1991) Frauen aus der SPD
forderten die Straffreiheit für Abtreibung
und menschenwürdige Lebensbedingun¬
gen für Kinder, junge Familien und Allein¬
erziehende (Frankfurter Rundschau,
1 6 1990), die FDP setzte sich ebenfalls
für einen Rechtsanspruch ein (Spiegel
44/1990) Woher kam auf einmal diese
Einhelligkeit, diese Entschlossenheit zur
Tat, die 1990 noch gefehlt hatte' Verschie
dene Aspekte spielen dafür eine Rolle
Die Forderung nach einem Recht auf
einen Kindergartenplatz hatte zum Zeit¬
punkt der Debatte über die Reform des
§ 218 einen festen Platz in den entschei¬
denden Arenen des politischen Systems
Die Bundesregierung hatte sie als legitim
anerkannt, wie der Gesetzentwurf der
CDU 1990 zeigt Deren Reformbereit¬
schaft druckte sich damals noch in svmbo
lischer Politik aus das Bundesparlament
verabschiedete ein unter Frauen populäres vo
Gesetz, ohne dafür bezahlen zu wollen ^
Vorhersehbarerweise lehnten es die Lander }S
ab Es blieb bei einem famihenfreundh- D
chen Signal an die Wählerinnen und an ^
engagierte Frauen in der eigenen Partei Q
6=i
Als wesentliche, die Forderung unterstüt¬
zende Institution hinzu kam 1992 das
Bundesverfassungsgericht. Es hatte in sei¬
nem Kommentar zum ersten Abtreibungs¬
urteil 1975 befunden, daß eine schwange¬
re Frau »nicht über das zumutbare Maß
hinaus zur Aufopferung eigener Lebens¬
werte . . . gezwungen« werden darf und
daß staatliche Maßnahmen zuallererst
präventiv, nicht repressiv zu sein hätten
(Entscheidungen des Bundesverfassungs¬
gerichts 1975, S. 48). Diese Vorgabe ver¬
pflichtete den Gesetzgeber, im Falle einer
gen wegen fehlender sozialer Absicherung
ein systematisches Armutsrisiko eingehen,
war seit Ende der sechziger Jahre stark ge¬
wachsen. Die in den fünfziger und sechzi¬
ger Jahren dominante Ideologie, eine Mut¬
ter habe für ihr Kind dazusein, da es sonst
Schaden nehme, und gehöre deshalb in
den Haushalt, hatte ihre gesellschaftliche
Hegemonie verloren. Im Osten hatte man
Frauen zwar für die in Erziehungsfragen
Hauptverantwortlichen gehalten. Die
Mütter sollten aber zugleich Werktätige
sein können und brauchten deshalb selbst¬
erneuten Reform des §218 das Abtrei¬
bungsrecht mit sozialpolitischen Maßnah¬
men zur Entlastung von Müttern, von El¬
tern zu verbinden (a. a. O., S. 44).
Neu war darüber hinaus, daß die ostdeut¬
schen Länder mit Ausnahme Mecklen¬
burg-Vorpommerns den Rechtsanspruch
bereits etabliert hatten (Süddeutsche Zei¬
tung, 8. 2. 1995). Sie unterstrichen damit
die Rechtmäßigkeit der Forderung und
hatten außerdem einen Einfluß auf das
Klima im Bundesrat.
Diese Institutionalisierung der Forderung
ist Ausdruck eines gesellschaftlichen Wer¬
tewandels und eines Wandels der Lebens¬
formen im Westen; er wurde unterstützt
durch die sozialistische Tradition des
Ostens, nach der Kinderbetreuung öffent¬
lich vergesellschaftet war, damit Frauen er¬
werbstätig sein konnten.
In der »alten« Bundesrepublik kamen
immer weniger Kinder zur Welt, die erzie¬
hungsbedingten Erwerbspausen der Mut¬
ter wurden kürzer, gleichzeitig stieg das
weibliche Bildungsniveau, die Dauer von
Lebensgemeinschaften verkürzte sich, sie
gelten heute nicht mehr als lebenslange
^o Versorgungsinstanz. Erwerbsarbeit wurde
?5 so für Frauen immer wichtiger. Diese ma-
<2 teriellen Veränderungen waren von ge-
P wandelten Einstellungen begleitet. Das
vi Bewußtsein darüber, daß Frauen als Zu-
Q ständige für die Versorgung von Abhängi-
verständlich öffentliche Unterstützung.
Dieses Prinzip hielt man auch nach der
Wende für unverzichtbar. Die ostdeut¬
schen Länder hielten ihr Angebot aufrecht
und verkleinerten ihre Einrichtungen nur,
weil deutlich weniger Kinder geboren wur¬
den (Berliner Zeitung, 26. 1. 1995; Frank¬
furter Rundschau, 27. 3. 1995; tageszei-
tung, 27. 12. 1995).
Als die Debatte um die Reform des § 218
begann, dominierte im vereinigten
Deutschland so die Auffassung, daß Fami¬
lien, d. h. vor allem Frauen Erwerbsarbeit
und Kindererziehung vereinbaren können
sollten.
Eine weitere Auffassung läßt sich als kultu¬
reller Konsens bezeichnen: Adressat für die
Forderung nach ausreichender außerhäus¬
licher Kinderbetreuung ist der Sozialstaat.
Eine Diskussion darüber, ob man es nicht
privatwirtschaftlichen Anbietern überlas¬
sen könne, für ein Kinderbetreuungsange¬
bot zu sorgen, ob der Staat nicht nur im
Notfall einspringen sollte, hat es in der
Bundesrepublik nicht gegeben. Selbst die
FDP stellte sich als entschlossene Streiterin
für den Rechtsanspruch auf einen Kinder¬
gartenplatz dar, schon 1989 war sie aus¬
drücklich auf der Seite der Familienmini¬
sterin (Frankfurter Rundschau, 26. 9.
1989). Auch die Unterstützerinnen und
Betreiberinnen selbstverwalteter Kinderlä¬
den teilen diesen Konsens; für finanzielle
Hilfe wenden sie sich ebenfalls an den
Staat. Ost- wie Westdeutschland sind
durch eine Tradition geprägt, nach der der
Staat mit Regeln und Leistungen soziale
Risiken abmildert. Diese Tradition ist so
selbstverständlich, daß die Zuständigkeit
des Staates für die Kinderbetreuung nicht
in Frage gestellt wurde.
Wertewandel und Wandel der Lebensfor¬
men haben also in Westdeutschland einen
Reformdruck geschaffen, der an den politi¬
schen und rechtlichen Institutionen nicht
spurlos vorübergegangen ist. Von den dort
Verantwortlichen übernahmen vor allem
Frauen das Problem zur Bearbeitung.
Quer durch die Parteien waren sie es, die
Forderungen aufstellten und Reformen in¬
itiierten. Der Gang des Themas durch die
Institutionen wäre wohl langsamer gewe¬
sen, wenn der Wertewandel nicht auch die
personelle Zusammensetzung von Parteien
beeinflußt und mehr Frauen in politische
Führungspositionen gebracht hätte. Er
wurde durch die ostdeutsche Tradition
nochmals beschleunigt. Nachdem die For¬
derung, etwas gegen das Problem zu unter¬
nehmen, einmal indirekt vom Bundesver¬
fassungsgericht unterstützt und von der
Bundesregierung als rechtmäßig anerkannt
war, konnten auch nicht davon überzeugte
Politikerinnen keine ernsthaften Einwän¬
de mehr gegen ihre Angemessenheit vor¬
bringen; das gleiche gilt für ernsthafte Ein¬
wände gegen die Zuständigkeit des Staates.
Wenn man sie dennoch nicht verwirkli¬
chen wollte, war es am aussichtsreichsten,
das Thema von der Tagesordnung fernzu¬
halten. Mit der Debatte um den § 218 war
es damit jedoch vorbei.
Diese drehte sich um die Frage, ob der
Staat einer Frau zumuten darf, gegen ihren
Willen ein Kind zu bekommen. Alle daran
Beteiligten hatten sich vorab zu der An¬
sicht bekannt, daß schon die freiwillige
Entscheidung für ein Kind materielle
Nachteile für die Mutter mit sich bringt
und daß es Aufgabe des Staates wäre, sie zu
entlasten. Diese Ansicht basierte auf gesell¬
schaftlichen Werturteilen und war an den
entscheidenden Stellen des politischen Sy¬
stems institutionalisiert. Deshalb stand sie
sofort wieder auf der Tagesordnung, als es
um neue gesetzliche Regelungen von Mut¬
terschaft ging. Den öffentlichen Druck,
der zu einer positiven Entscheidung in der
Kindergartenfrage noch gefehlt hatte,
machten sich die Politikerinnen nun
selbst. In der Debatte versicherten sie sich
gegenseitig, daß alles mögliche unternom¬
men werden müßte, damit es erst gar nicht
zu Schwangerschaftskonflikten käme. Die
Abtreibungsgegnerinnen mußten diese
Position vertreten, damit man ihnen keine
Doppelmoral unterstellen konnte, die Be¬
fürworterinnen einer Fristenregelung woll¬
ten sich keinen leichtfertigen Umgang mit
dem Leben vorwerfen lassen. Erst auf dem
Boden dieses Konsens konnte man es sich
erlauben, kontroverse Standpunkte zur ei¬
gentlichen Abtreibung einzunehmen. Daß
zu den Maßnahmen, die eine Entschei-
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düng fiir Kinder erleichtern würden, ein
ausreichendes Angebot an öffentlicher Be¬
treuung gehören müßte, darüber herrschte
ja bereits Einigkeit. Das Recht auf einen
Kindergartenplatz für nötig zu halten, war
so die Voraussetzung einer glaubwürdigen
Position in der Debatte über die Reform
des § 218. Sie sorgte für eine öffentlich¬
keitswirksame Selbstverpflichtung der ver¬
antwortlichen Politikerinnen.
Wie hoch dieser Erfolg zu veranschlagen
ist - aber auch, welche weiteren Diskre¬
panzen zwischen Rechtsanspruch und
Rechtswirklichkeit zu erwarten sind —,
wird deutlicher, wenn man sich die Hin¬
dernisse der Reform vor Augen hält. Auf
dem deutschen Arbeitsmarkt und inner¬
halb des deutschen Sozialstaates nämlich
gibt es Bedingungen, die das Wachstum
personenbezogener Betreuungs- und Pfle¬
gedienstleistungen erschweren.
Hindernisse der Reform
Die Tradition des deut¬
schen Sozialstaates
In der international vergleichenden Sozial¬
staatsforschung gilt der deutsche als typi¬
sches Beispiel für einen konservativen Sozi¬
alstaat (Esping-Andersen 1990, S. 27).
Sein Fundament bilden bis heute die unter
Bismarck installierten Sozialversicherungs¬
systeme, verabschiedet mit der Absicht, die
Arbeiterbewegung zu schwächen und die
Loyalität der Erwerbstätigen gegenüber
dem Staat zu sichern (Hentschel 1983, S.
9ffi; Kaufmann 1988, S. 85). Diese Sozial¬
versicherungsorientierung ist heute ver¬
bunden mit einer relativ hohen Abgaben¬
quote der Beschäftigten und Arbeitgeber
für Steuern und Sozialleistungen. Von den
so erzielten öffentlichen Einnahmen sind
eher die Transferleistungen wie Renten,
Arbeitslosengeld etc. erhöht als der soziale
Dienstleistungssektor ausgebaut worden
(Scharpf 1986, S. 21). Im europäischen
Vergleich ist Deutschland das Land mit
den höchsten sozialen Transferleistungen.
Die Ansprüche auf diese Leistungen sind
relativ reformresistent, da gesetzlich zuge¬
sichert und zu einem großen Teil durch
Beiträge erworben (Taylor-Gooby 1992,
S. 10). Sie verengen den fiskalischen Spiel¬
raum fiir weitere soziale Leistungen. Dies
gilt besonders in einer Zeit, in der der
Bund angesichts deutscher Vereinigung
und hoher Arbeitslosigkeit versucht, den
Umfang des Sozialbudgets einzudämmen.
Neue Ansprüche werden da abgewehrt,
beispielsweise, den Ländern Investitions¬
beihilfen zum Bau von Kindergärten zu
geben. Solange Kinderbetreuung kein
Recht war, wundert es nicht, daß es gerade
in den ökonomisch schwachen Regionen
keine freiwilligen Zusatzausgaben der Län¬
der dafür gegeben hat.
Die Transferorientierung des deutschen
Sozialstaates beruht auch auf einer Traditi¬
on, nach der die Versorgung und Betreu¬
ung von Kindern und Pflegebedürftigen in
der Familie stattzufinden hat. Sie geht
zurück auf den starken Einfluß der katho¬
lischen Kirche in der Formierungsphase
des Sozialstaates (Kaufmann 1988). Staat¬
liche Intervention ist demnach erst vorge¬
sehen, wenn die Familie versagt. Zu den
institutionellen Folgen dieser Auffassung
gehört ein kleiner sozialer Dienstleistungs¬
sektor; das auf diese Weise verankerte Sub-
sidiaritätsprinzip zementiert die geschlechts-
spezifische Arbeitsteilung; die Versorgungs¬
arbeit bleibt Veranrwortung der Frau; diese
hat es schwer, am Arbeitsmarkt teilzuneh¬
men. Folglich ist die weibliche Erwerbsbe¬
teiligung in diesem System relativ niedrig;
die ökonomische Abhängigkeit der Frauen
von Männern hoch (van Kersbergen 1992,
S. 17ff; Esping-Andersen 1990, S. 27;
Scheiwe 1996, S. 215ff.). Dieses Prinzip
konnte seine Gültigkeit über einen langen
Zeitraum hinweg behalten, da Reformbe¬
strebungen schwächer waren als die Platz¬
halter des Interesses am Status quo, bei¬
spielsweise Länderregierungen, Gewerk¬
schaften oder Arbeitgeber.
Halten wir fest: die historisch gewachsene
Struktur des deutschen Sozialstaates er-
scherweise der Erfolg der deutschen Indu¬
strie, zum anderen die Tatsache, daß das
deutsche System der Arbeitgeber-Arbeit¬
nehmer-Beziehungen für eine sektorüber¬
greifende, relativ homogene Lohnentwick¬
lung gesorgt hat.
Das »deutsche Modell«
als Bremse für die Ent¬
wicklung personenbezo¬
gener Dienstleistungen
Die deutsche Industrie gehörte in den sieb¬
ziger und achtziger Jahren zu den interna¬
tional wettbewerbsfähigsten; Ursache da¬
für war die hohe Qualität der Produkte.
Der Erfolg gilt als das Ergebnis koordinier¬
ter Beziehungen zwischen Staat, Kapital
und Arbeit; langfristige Planungsmöglich¬
keiten ftir alle Beteiligten, ein hohes Maß
sozialer Sicherheit und materieller Wohl¬
stand führten zu der Stabilität, für die das
»deutsche Modell« bekannt wurde (Streeck
1995). Die hohen Löhne beeinträchtigten
diesen Erfolg nicht; die Lohnhöhe kann im
schwert den Ausbau öffentlicher Betreu¬
ungsdienstleistungen, weil Transfers tradi¬
tionell einen großen Teil des Sozialbudgets
ausmachen und weil konservative Famili¬
enpolitik dafür gesorgt hat, daß öffentliche
Versorgungsdienstleistungen auf Minimal¬
niveau blieben. Diese Struktur begünstigt
die traditionelle Familie: der »Brotverdie¬
ner« bezieht ein Einkommen, das durch
Transfers gut gegen Ausfälle abgesichert
ist; dies ist auch wichtig, weil davon eben¬
falls seine Familie leben soll, in der seine
Frau die Kinder betreut. Zu diesen Hin¬
dernissen für das Wachstum personenbe¬
zogener Betreuungsdienstleistungen kom¬
men die volkswirtschaftlichen Bedingun¬
gen. Gemeint ist damit zum einen ironi-
Gegenteil als Anreiz zur Produktivitätsstei¬
gerung betrachtet werden. Sie wirkten
außerdem als Motor für alle Wirtschafts¬
zweige, das zentralisierte System der Tarif¬
verhandlungen sorgte für eine relativ ho¬
mogene Lohnentwicklung in allen Berei¬
chen des Arbeitsmarktes (a.a.O., S. 5ff).
Dieser Zusammenhang ist günstig für die
Beschäftigten, bremst aber das Wachstum
von Arbeitsplätzen in wenig produktiven
Sektoren - dazu gehört auch die Kinderbe¬
treuung.
Kinderbetreuung ist eine Tätigkeit, die
grundlegende Bedürfnisse nach körperli¬
cher und psychosozialer Versorgung be¬
friedigt. Für die Produktion der Dienstlei¬




Erzieherin und Kind und darüber hinaus
seine aktive Beteiligung notwendig An¬
ders als in der industriellen Produktion
wird das »Gut« Betreuung in dem Mo¬
ment verbraucht, in dem es hergestellt
wird Die Dienstleistung ist also personal¬
intensiv und laßt sich schwer zentralisie¬
ren, standardisieren oder mechanisieren
Da die Hilfsbedurftigkeit von Personen
schwankt und da die Produktivität der
Dienstleistung auch von der aktiven Betei¬
ligung des Konsumenten abhangt, ist es
unmöglich, den Bedarf und den notigen
Aufwand zu seiner Deckung exakt vorher¬
zubestimmen Das Angebot muß also fle¬
xibel kalkuliert werden (Berger/Offe 1980,
S 49, Gross 1983, S 14f)
Im Gegensatz zu anderen personenbezoge¬
nen Dienstleistungen, für die es durchaus
technische Rationalisierungsmoghchkei-
ten gibt, z B indem durch gleichen Auf¬
wand ein größeres Publikum erreicht wird
(größere Hörsäle, Sprachkurse auf Ton¬
band etc), sperrt sich dieses besondere
Profil der personenbezogenen sozialen
Dienstleistungen gegen Rationalisierun¬
gen (Scharpf 1986, S I6f) Betrachtet
man lediglich das Verhältnis von Output
und Input in Unternehmen, wie nach
konventionellen betriebswirtschaftlichen
Produktivitatsdefinitionen üblich, dann ist
das Produknvitatswachstum dieser Tätig¬
keit klar begrenzt
Wenn man nun davon ausgeht, daß sich
die Lohne in beiden Kategorien in etwa ge¬
meinsam nach oben entwickeln, ergibt
sich ein Dilemma für die weniger rationa-
hsierungsfahigen Aktivitäten Im ersten
Bereich sind durch Rationalisierungen
Produktivitätssteigerungen zu erzielen, es
sind höhere Profite möglich, und es gibt
einen Spielraum für höhere Lohne Da der
zweite Bereich nicht in gleichem Maße ra-
tionahsierungsfahig ist, nimmt der Pro-
duknvitatsvorsprung des ersten kontinu¬
ierlich zu Bei ähnlicher Lohnenrwicklung
der Bereiche heißt das, für die wenig ratio-
nalisierungsfahigen Tätigkeiten müssen
immer relativ höhere Lohne gezahlt wer¬
den Damit es sich für einen Unternehmer
rentieren wurde, sie anzubieten, mußten
die Preise dafür steigen In der Konse¬
quenz waren die Leistungen nur für relativ
wenige Menschen erschwinglich, deshalb
werden sie in Deutschland von Wohlfahrts¬
einrichtungen oder der Familie übernom¬
men (Baumol 1967, S 422, Badura/Gross
1976, S 81f, Scharpf 1986, S 16), der
Anteil privat finanzierter sozialer Dienste
ist verschwindend gering (Meyer 1997)
Eine beträchtliche Ausweitung des öffent¬
lichen Betreuungsangebotes unter diesen
Bedingungen verursacht hohe Personalko¬
sten Diese sind finanzierbar, da einem
Staat keine objektiven wirtschaftlichen
¦o Grenzen gesetzt sind Trotzdem sind sie
?5 auch ein Grund, warum Bund und Lander
£3 m dieser Hinsicht so lange untatig waren
D Die genannten Bedingungen auf dem Ar-
oo beitsmarkt und die Struktur des Sozialstaa-
Q tes bilden enorme Hindernisse für den
Ausbau der öffentlichen Kinderbetreuung
Daß der Rechtsanspruch dennoch verab¬
schiedet wurde, zeigt, wie groß der politi¬
sche Reformdruck gewesen ist Die Hin¬
dernisse erklaren aber auch, warum - das
Gesetz war kaum verabschiedet — niemand






Reform - die niemand
bezahlen will
Kurz vor der Verabschiedung des neuen §
218 flaute der moralische Eifer ab, die Fi¬
nanzminister meldeten sich auf die öffent¬
liche Buhne zurück An der Verabschie¬
dung des Rechtsanspruches änderten sie
nichts mehr, verwirklicht ist er jedoch bis
heute nicht Im Vorfeld der Entscheidung
über den § 218 hatte der Bundesfinanzmi¬
nister erklart, im Bundeshaushalt wäre
»kein Pfennig« für das sozialpolitische
Paket vorgesehen (Spiegel 32/1991) Zu
einem brisanten finanzpolitischen Thema
wurde der Rechtsanspruch jedoch erst kurz
vor der Abstimmung über das Gesetz im
Bundestag Die Landerfinanzminister lehn¬
ten den Rechtsanspruch auf einen Kinder¬
gartenplatz in Vorberatungen über das Ge¬
setz einhellig ab, der Bundesfinanzminister
schloß sich ihnen an (Frankfurter Rund¬
schau, 16 6 1992, Suddeutsche Zeitung
13 6 1992) Krisengesprache in letzter Mi¬
nute sicherten die Zustimmung Waigels
und des Bundesrates zum Gesetz Das Zu¬
geständnis der teuerste Teil des Sozialpa¬
ketes, das Recht auf einen Kindergarten¬
platz, sollte erst zum 1 1 1996 in Kraft tre¬
ten Doch auch dieser Kompromiß wurde
nicht akzeptiert
Kaum war das Recht verabschiedet, drohte
der Deutsche Stadtetag eine Verfassungs¬
klage an, die Haushalte seien von den auf
sie zukommenden kurzfristigen Mehraus¬
gaben überfordert Die Zahl der fehlenden
Platze wurde 1992 auf etwa 600 000 bezif¬
fert, entsprechend gäbe es 30 000-40 000
Erzieherinnen zu wenig (Das Parlament,
17 11 1995, Spiegel 11/1995) Die SPD-
Opposition im Bundestag stellte Anfang
1995 einen Antrag auf 25prozentige Inve-
stitionsbeihilfen des Bundes zum Bau von
Kindergarten (Frankfurter Allgemeine Zei¬
tung, 15 11 95), die Regierung lehnte das
ab Sie wies daraufhin, daß die Lander ab
Januar 1995 in größerem Umfang an der
Umsatzsteuer beteiligt worden seien und
daß sie mit diesem Kapital Kindergarten
hatten bauen sollen (Das Parlament,
8 12 1995)
Je naher der 1 Januar 1996 ruckte, desto
klarer wurde, daß die meisten westdeut¬
schen Bundeslander das Recht bis dahin
nicht einlosen wurden Um eine Welle von
Klagen der Eltern zu verhindern, kam es zu
einem neuen Kompromiß zwischen Bund
und Landern, getragen von allen Parteien
das Recht sollte auf Raten eingeführt wer¬
den Die Lander können nun bis 1999
Stichtage einfuhren Alle Kinder, die zum
Zeitpunkt des Stichtages das dritte Lebens¬
jahr noch nicht vollendet haben, haben
zunächst keinen Anspruch auf einen Kin¬
dergartenplatz ' Damit wurde den Lan¬
dern befristet genehmigt, einen Teil der
Kinder eines jeweiligen Jahrganges auszu¬
schließen Darüber hinaus schrankten sie
die Qualität des bestehenden Angebotes
ein, um mit dem gleichen Geld mehr Plat¬
ze finanzieren zu können Vollzeitplatze
wurden zugunsten von Teilzeitplatzen ab¬
gebaut, Kindergruppen wurden ver¬
größert, die Städte und Gemeinden locker¬
ten die Bauvorschriften für Kindergarten,
die Gebuhren für Eltern wurden erhöht
(Zeit, 9 6 1995)
Diese Hindernisse werden auch dafür sor¬
gen, daß das Angebot auf absehbare Zeit in
vielen Gegenden zwar dem Buchstaben des
Gesetzes, aber nicht den Erwartungen der
Eltern und auch nicht denen der Erziehe¬
rinnen entsprechen wird
Ausblick
Man kann ausschließen, daß ein umfassen¬
des Kinderbetreuungsangebot entstehen
wird, für das relativ gut bezahlte Erziehe¬
rinnen sorgen Im Augenblick spricht vie¬
les für grundlegende Veränderungen des
oben skizzierten »deutschen Modells«
Durch hohe Arbeitslosigkeit und steigende
Kosten für soziale Transferleistungen
konnte sich die institutionelle Basis für ho¬
mogene Lohnentwicklungen auflosen Ar¬
beitgeber halten sich nicht mehr an die
ausgehandelten Tarifvertrage und treten
aus dem Arbeitgeberverband aus, Arbeit¬
nehmerinnen akzeptieren lieber untertarif¬
liche Lohne als arbeitslos zu sein, die Ge¬
werkschaften verlieren Einfluß Der Sozi¬
alstaat unterstutzt diese Bereitschaft,
indem die Bundesregierung das Arbeitslo¬
sengeld reduziert, indem Arbeit für »zu¬
mutbar« gehalten wird, wenn sie unter der
Qualifikation der Arbeitslosen hegt, indem
durch politische Rhetorik ein Klima der
Anspruchslosigkeit herzustellen versucht
wird Das Ergebnis wäre eine Auseinander¬
entwicklung der Lohne, eine Vertiefung
sozialer Unterschiede
Sollten diese in letzter Zeit vielfach be¬
fürchteten Entwicklungen tatsachlich ein¬
treten (zB Streeck 1995, Jessop 1994,
Neyer 1995, Offe 1994), hatte das Konse¬
quenzen für die Arbeitsbedingungen in
den personenbezogenen Dienstleistungen
Die Kindergärtnerinnen brauchten sich
wenig Hoffnungen auf ein höheres Lohn¬
niveau zu machen Die Lander stunden bei
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einer Auflösung des Tarifgefüges nicht
mehr unter dem Druck, die Lohnentwick¬
lung des öffentlichen Dienstes an die der
Industrie anzupassen. Die im betriebswirt¬
schaftlichen Sinne unprofitablen Dienst¬
leistungen könnten davon besonders be¬
troffen sein. Die gesetzliche Verpflichtung
gerade der »armen« Länder, mehr Kinder¬
gartenplätze zur Verfügung zu stellen,
könnte deren Bereitschaft stärken, dieser
Pflicht auf niedrigem Lohnniveau nachzu¬
kommen.
Unter diesen Umständen ist wenig er¬
staunlich, daß das Recht auf einen Kinder¬
gartenplatz nicht als der sozialpolitische
Fortschritt wahrgenommen wurde, der er
angesichts der Struktur des deutschen So¬
zialstaates und Arbeitsmarktes, angesichts
der hohen öffentlichen Verschuldung und
nicht zuletzt angesichts einer öffentlichen
Debatte, in der der Sozialstaat als nicht er¬
weiterbar gilt, nichtsdestotrotz ist. Die
Etablierung des Rechtsanspruches auf
einen Kindergartenplatz zeigt, daß die Tra¬
dition der deutschen Sozialpolitik weiter¬
hin existiert, wonach typische Existenzrisi¬
ken der Marktgesellschaft durch Gesetze
und Institutionen abgeschwächt werden -
wenn sie einmal als solche allgemein aner¬
kannt sind. Sie zeigt auch, daß diese Tradi¬
tion modernisierungsfähig ist. Der Trend
zum »schlanken« Staat, zum Abbau sozia¬
ler Rechte angesichts der vielbeschworenen
Globalisierung ist nicht eindeutig. Er exi¬
stiert und wirkt sich auch auf die weitere
Anmerkung
1 1996 darf es einen Stichtag geben, 1997 zwei
und 1998 drei. Alle Kinder, die nach dem je¬
weiligen Termin drei Jahre alt werden, haben
bis zum nächsten Stichtag kein Recht auf
einen Platz. Die Stichtage dürfen allerdings
nur eingeführt werden, wenn Städte und Ge¬
meinden verbindliche Pläne für den Ausbau
des Angebotes vorlegen (FAZ, 23. 11. 1995).
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